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I. Problemstellung 
 
Die Versicherung von Immobilien gegen das Risiko von Terroranschlägen führt 
immer wieder zu Auseinandersetzungen zwischen Vermietern und Mietern. Der 
Bundesgerichtshof ("BGH") hat in einer Entscheidung vom 13.10.2010 (Az. XII 
ZR 129/09, NZM 2010/864) zur Frage Stellung genommen, inwieweit der Mieter 
die Kosten einer Terrorschadenversicherung im Rahmen eines Gewerberaum-
mietverhältnisses tragen muss.  

Als Folge der Anschläge vom 11. September 2001 haben Versicherer das Ter-
rorrisiko aus dem Umfang herkömmlicher Gebäudeversicherungen ausge-
schlossen, so dass Immobilieneigentümer gezwungen sind, eine besondere 
Versicherung abzuschließen. Für lange Zeit war praktisch der einzige deutsche 
Anbieter die Extremus Versicherungs AG, an der wesentliche deutsche Versi-
cherungsunternehmen beteiligt sind. 

Mietrechtliche Fragen ergeben sich insbesondere dann, wenn es im Mietvertrag 
an einer ausdrücklichen Regelung zur Terrorschadenversicherung fehlt: Ist der 
Mieter auf Grund der üblichen Regelungen zur Umlagefähigkeit von Betriebs-
kosten auch dann verpflichtet diese Kosten zu tragen, wenn es an einer aus-
drücklichen Regelung fehlt und die Kosten erst während der Laufzeit eines 
Mietvertrages eingeführt werden? Bedarf es eines konkreten Risikos, damit der 
Vermieter zu Lasten der Nebenkosten eine Terrorschadenversicherung ab-
schließen kann und welche Vorgaben gelten für die Wahl des Versicherers? 
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II. Umlegbarkeit der Kosten der  
Terrorschadenversicherung  

1. Betriebskostenverordnung und bisherige miet-
vertragliche Praxis 

Für die Wohnraumiete bestimmt § 2 Nr. 13 der Betriebs-
kostenverordnung, dass die "Kosten der Versicherung 
des Gebäudes gegen Feuer-, Sturm-, Wasser- sowie 
sonstige Elementarschäden, der Glasversicherung, der 
Haftpflichtversicherung für das Gebäude, den Öltank 
und den Aufzug" zu den Kosten gehören, die der Mieter 
als Nebenkosten zu tragen hat. Die Aufzählung ist nicht 
abschließend, allerdings sind die Kosten bestimmter 
Versicherungen, wie die einer Mietausfallversicherung, 
nicht umlegbar. Regelmäßig wird dieser Katalog auch für 
Gewerberaummietverträge vereinbart und ferner be-
stimmt, dass der Mieter auch neu hinzukommende Ne-
benkosten zu tragen hat, also etwa für Versicherungen, 
die erst während der Laufzeit des Mietvertrages erstmals 
abgeschlossen wurden. Dies wird auch in allgemeinen 
Geschäftsbedingungen für zulässig gehalten, wenn es 
sich um Nebenkostenpositionen handelt, die als solche 
vereinbart sind, auch wenn die Kosten nicht sofort anfal-
len.  

Weitgehendes Einvernehmen bestand vor diesem Hin-
tergrund darüber, dass die Kosten einer Terrorschaden-
versicherung als Kosten einer Sachversicherung im Sin-
ne der Betriebskostenverordnung (bzw. der Anlage 3 zu 
§ 27 II. Berrechnungsverordnung) grundsätzlich umlage-
fähig sein können. Die Vereinbarungen in Gewerbe-
raummietverträgen – in denen die Berechnungsverord-
nung ausschließlich aufgrund Vereinbarung gilt – wur-
den auch nach dem Recht der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen für unbedenklich gehalten, da die Klausel 
nicht als überraschend im Sinne des § 305c BGB zu 
werten sei. Unterschiedlich beantwortet wurde jedoch 
bisher die Frage, ob der Mieter unabhängig davon zur 
Tragung der Kosten verpflichtet werden kann, ob das 
Objekt tatsächlich gefährdet ist oder nicht. Das OLG 
Stuttgart ging in seiner Entscheidung vom 15.02.2007 
(WuM 2007, 199) davon aus, dass die Umlegung auf 
den Mieter nicht bereits dann ausgeschlossen sei, wenn 
es sich um kein besonders gefährdetes Objekt handelt 
und das Risiko gering ist. Diesen Gesichtspunkten wer-
de letztlich durch die Höhe der Prämie Rechnung getra-
gen. Das OLG Frankfurt hatte in seiner Entscheidung 
vom 26.06.2009 (BeckRS 2009, 20246) hingegen ver-
langt, dass die Annahme einer "gewissen Grundgefähr-
dung für einen Terroranschlag objektiv" gerechtfertigt 
sein müsse, damit der Mieter zur Tragung der Kosten 
verpflichtet werden kann.  

2. Entscheidung des BGH vom 13.10.2010 

Nach der Entscheidung des BGH gilt nunmehr, dass die 
Kosten einer Terrorschadenversicherung als Nebenkos-
ten auf den Mieter umgelegt werden können, wenn 

(1)  mietvertraglich die Tragung der Kosten von Sach-
versicherungen durch den Mieter vereinbart ist und  

(2)  das Wirtschaftlichkeitsgebot gewahrt wird, da: 

(a) ein vernünftiger Eigentümer davon ausgehen 
darf, dass konkrete Umstände vorliegen, die die 
Gefahr eines Gebäudeschadens durch einen 
terroristischen Akt begründen, und 

(b) die Versicherung ein angemessenes Kosten-
Nutzen-Verhältnis nach dem Ermessen des 
Vermieters bietet. 

Die Anhaltspunkte für die Gefahr eines Gebäudescha-
dens müssen nach der Entscheidung des BGH konkret 
sein. Als Beispiele werden genannt Gebäude mit Sym-
bolcharakter, in denen staatliche Funktionen ausgeübt 
werden, sich regemäßig eine große Zahl von Menschen 
aufhält (z.B. Bahnhöfe, Flughäfen, Stadien, Einkaufszen-
tren) sowie Gebäude in der Nähe dieser Gebäude. Die-
se Kriterien bleiben naturgemäß auslegungsbedürftig 
und der BGH sagt nicht, wann etwa eine ausreichende 
Nähe gegeben ist oder eine große Anzahl von Men-
schen vorliegt.  

Ob eine begründete Gefahr für diese Gebäude besteht, 
lässt sich dem BGH zufolge aus den Erfahrungen der 
Vergangenheit und von den Motiven der Terroristen ab-
leiten. Der BGH verweist auf die Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Terrorversicherung: Terroris-
ten verfolgen danach das Ziel, staatliche Strukturen 
durch die Verbreitung von Angst und Schrecken in der 
Bevölkerung zu schwächen. Ein Gebäude auch dann 
gegen Terrorschäden zu versichern, wenn ein Risiko 
unwahrscheinlich sei und lediglich nicht mit letzter Si-
cherheit ausgeschlossen werden könne, entspreche 
keiner vernünftigen Immobilienbewirtschaftung. Die Auf-
fassung des OLG Stuttgart, dass auch ein bloß entfern-
tes Risiko ausreichen ließ, hat sich damit erledigt. 

III. Zusammenfassung und Praxishin-
weis 

Die Entscheidung des BGH hat eine wichtige Klarstel-
lung für Vermieter und Mieter gebracht: Die Kosten einer 
Terrorschadenversicherung sind grundsätzlich umlegbar 
und vom Mieter auch dann zu tragen, wenn der Mietver-
trag nur eine Umlegung der Kosten von Sachversiche-
rungen vorsieht. Allerdings wird vom Vermieter verlangt, 
zu einer richtigen Risikoeinschätzung zu gelangen, was 
– als Bewertung von Terrorismusrisiken – außer in ein-
deutigen Fällen oft nur schwer möglich sein wird. Nicht 
auszuschließen dürfte sein, dass Mieter versuchen, die 
Überlegungen auf andere Risiken zu übertragen und 
etwa die Pflicht zur Tragung von Kosten für die Versi-
cherung von Erdbebenrisiken in nicht gefährdeten Ge-
bieten jedenfalls dann ablehnen, soweit diese nicht aus-
drücklich vereinbart sind und die Versicherung dieses 
Risikos zu einer höheren Prämie führt. 

Vermieter sollten sich für neue Mietverträge nicht allein 
auf einen Verweis auf die Betriebskostenverordnung 
verlassen. Eine eindeutige Regelung dazu, dass für das 
Gebäude eine Terrorschadenversicherung besteht oder 
aber der Vermieter sich den Abschluss einer solchen 
Versicherung und die Umlegung der Kosten vorbehält, 
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vermeidet spätere Auseinandersetzungen. Möglicher-
weise sollte im Mietvertrag auch auf die bestehenden 
und potenzielle zukünftige Gefährdungslagen hingewie-
sen werden. Auch eine ausdrückliche Regelung wird den 
Vermieter jedoch nicht davon entbinden, sich wirtschaft-
lich zu verhalten. Daher könnte es sein, dass auch eine 
ausdrückliche Regelung, jedenfalls in Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen, nicht dazu führt, dass der Mieter 
Kosten auch dann tragen muss, wenn es keinen (kon-
kreten) Anlass für den Abschluss einer Terrorschadens-
versicherung gab. 

 

 

 

 

 

 

 

 
Dieser Newsletter dient der allgemeinen Information und 
ersetzt nicht die Beratung im Einzelfall. 
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